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DEUTSCHER BUCHHANDEL UND LEIPZIGER 
ZENSUR 1831-1848^ 

Nach Akten und Andern Quellen 

"Sämtliche Regierungen DeutscMands wissen es auch recht gut, 
ja besser als das Volk selbst, dass die Freiheit der Presse garantiert 
ist, und weil dem so ist, so werden unsre Nachkommen einst gar 
nicht begreifen, wie und mit welchen Mitteln es den Regierungen 
gelungen ist, die Gewährung einer zugesagten Freiheit so lange hin- 
zuhalten. . . Spätere Literarhistoriker werden Mühe haben, 
diesen geistigen Kampf des deutschen Volkes . . . klar dar- 
zustellen. . ." So heisst es unterm Datum des 24. September 
1847 in einem der "Literarischen Geheimberichte aus dem Vor- 
märz," die Karl Glossy vor einigen Jahren ans Licht gezogen. Man 
kann wohl sagen, dass durch Glossys Verdienst die Arbeit an dem 
im Zitat gestellten Problem um ein erkleckliches Stück vorwärts 
gebracht ist, von seiner endgültigen Lösung dagegen ist noch nicht 
zu sprechen. Die Einleitung, die Glossy gibt, ist als solche sehr 
willkommen; eine Ausbeutung des mitgeteilten Materials, und zu- 
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mal in unserm Sinne, erstrebt sie natürlich nicht. Manches ist 
freilich schon von andrer Seite viel genauer untersucht worden; 
Tatsachen und Zustände hat man ermittelt und beurteilt; doch 
dürfte es wohl noch eingehenderer archivalischer und sonstiger 
Studien bedürfen, ehe wir über eine Frage, die von so reicher 
Beziehung ist auf die ganze damalige Geisteskultur des deutschen 
Volks, unsre Akten schliessen können. Einiges von dem, was in 
diesem Zusammenhang aus sächsischen Archiven beizutragen 
wäre, versucht die folgende Arbeit vorzuführen. 

Ich stelle mir dabei eine nicht streng literarhistorische Aufgabe; 
vielmehr möchte ich nur zweierlei zeigen: einmal die äussere Organ- 
isation und das innere Funktionieren der Pressaufsicht an dem 
Orte, über den damals mehr noch als heute fast ganz Deutschland 
seine geistige Nahrung beziehen musste — ^Leipzig; femer aber all 
die Mittel, gesetzlich und ungesetzlich, durch die sich der Buch- 
handel den auf ihm lastenden Fesseln zu entziehen suchte. Auch 
über die sächsische Zensur ist freilich in Andeutungen und Anspiel- 
ungen schon manches gesagt worden, besonders Houben hat uns in 
neuerer Zeit interessante Einzelheiten geboten; doch so abgerundete 
Arbeiten wie die Friedrich Kapps^ über die preussische Pressge- 
setzgebung unter Friedrich Wilhelm III. fehlen offenbar noch. 
Natürlich wird man sich auch hier an das Archiv wenden, an 
C. B. Lorck's Geschichte des Leipziger Buchhändlervereins und 
andre Publikationen aus diesen Kreisen, doch meist nur um das 
Problem dort zu ausschliesslich buchhändlerisch gestellt zu sehen. 
Nicht so sehr gilt dies nur von dem Werke, das unter Verwertung 
alles früheren Materials die uns hier interessierenden Fragen für 
den Literarhistoriker am bequemsten zusammenfasst, nämlich 
Kapp-Go!dfriedrich's Geschichte des deutschen Buchhandels, deren 
vierter Band Herbst 1913 erschien. 

Dr. Goldfriedrich, meinem verehrten Lehrer, hat selbstverständ- 
lich auch das Material vorgelegen, das ich im folgenden verwerte. 
Es kann daher nicht fehlen, dass ich, ursprünglich 1912 unabhängig 
von seiner Darstellung arbeitend, mich gleichwohl mit dieser viel- 
fach berühre. Natürlich bin ich ihm und seinen reichen Quellen- 
nachweisen noch für manche nachträgliche Änderung Dank schul- 
dig; doch wird man leicht sehen, dass ich auch Fragen und Verhält- 
nisse behandle, die Goldfriedrich als ausserhalb des Rahmens seines 
Werkes ansehen musste imd nur streifen oder nur flüchtig behan- 
' .Ajchiv für Geschichte des deutschen Buchhandels VI. 
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dein konnte. Überflüssige Wiederholungen habe ich natürlich ge- 
strichen, ohne indessen den Versuch aufzugeben, meinem Thema 
gemäss ein Gesamtbild zu liefern. 

Die von mir benutzten Akten waren mir im Lamprechtschen 
Institut für Kultur- und Universalgeschichte zu Leipzig zugänglich. 
Sie stammen aus dem Kgl. Hauptstaatsarchiv zu Dresden und 
beziehen sich ausschliesshch auf die Leipziger Zensur von Einzel- 
schriften.' Wie wertvoll uns gerade Akten sein müssen, die über 
die Zustände hier, in der "Hochburg" des deutschen Verlags- und 
Kommissionsgeschäfts, Licht verbreiten, bedarf keiner Erläuterung; 
doch mag einiges Vorläufige über die Entwicklxmg dieser Zustände 
von Interesse sem.* 

Es sei also daran erinnert, dass das überaus strenge sächsische 
Mandat vom 10. August 1812, das nach den Relaxationen der letzten 
Jahrzehnte die Zensur für schlechtweg jedes Erzeugnis des Druckes 
von neuem einführte, ursprüngUch zum Schutze der deutschen 
Literatur erlassen worden war. Den Anstoss dazu hatte der Ham- 
burger Friedrich Perthes gegeben, der auf diese Weise unliebsame 
Zwischenfälle ä la Palm auszuschUessen suchte. Die Vorsicht 
schien geboten, zumal seit 1810 die ganze deutsche Nordseeküste, 
deren Bücherbedarf von Leipzig aus gedeckt wurde, zum franzö- 
sischen Kaiserreich gehörte. Natürüch wäre es bei Störungen 
Napoleon ein Leichtes gewesen, durch eigene Massnahmen in Leip- 
zig mit einem Griff das ganze deutsche Geistesleben zu ersticken. 
Um vor allem diese Möglichkeit zu vermeiden, nahm Sachsen das 
Odium auf sich und behielt es denn auch bei, nachdem die Ver- 
kündigung des Legitimitätsprinzips andre Gründe dafür in Erschei- 
nung gebracht hatte. Indes, das Geschäftsinteresse des sächsischen 
Buchhandels bewährte bald seine abschwächende Kraft. Das alte 
Mandat geriet trotz der Karlsbader Beschlüsse (1819, resp. 1824) 
tatsächUcb mehr und mehr ausser Anwendung; und es ist bezeich- 
nend, dass als Sachsen 1831 ein Verfassungsstaat wurde, man an 
die Zensurangelegenheiten kaum dachte. 

Erst als bei der Neuordnung der Presspolizei-Verwaltung von 
1836 die alten Bestimmungen wieder abgedruckt wurden, erregte 
deren Schärfe allgemein solche Missstimmung, dass die Regierung 
' Im übrigen über den Charakter dieser Akten am Schluss des Artikels. 
* Zum folgenden vergl. Goldfriedricb, aa.o.; nachzutragen ist: 
K. O. ScHAFPEE, Die Leipziger Bücherkommission als Zensurbehörde 1800-1815, 
diss. Leipzig, 1911. 
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ausdrücklich weitere milde Auslegung zusagen musste. Im Jahre 
1838 wurden dann die Zensoren unter Kauteien ermächtigt, für 
gewisse Gebiete der Druckerzeugnisse ein allgemeines imprimatur 
zu erlassen, wovon Frachtzettel, Etikette u.s.w. betroffen wurden; 
1841 gingen auch die alten Klassiker, die Bibel, Gesetzessamm- 
lungen u. ä. in das Reich der Unbeaufsichtigten ein. Erst in dem 
provisorischen Gesetz von 5. Februar 1844 erreichte Sachsen mit 
dem Zugeständnis, dass nur Druckwerke von unter zwanzig Bogen 
der Zensur unterliegen sollten, das bundesgesetzliche Mass von 
Karlsbad. Preussen, d. h. der anfänglich liberalisierende Friedrich 
Wilhelm IV., war ihm darin bekanntlich um zwei Jahre voraus 
gegangen. Damit war indes noch nichts Gesetzliches für die brei- 
tem Volksmassen gewonnen, die weniger umfangreiche Schriften 
lesen, und erst die Revolution, die die Pressfreiheit erzwang, schaffte 
da Wandel. 

Mit dem Wiedereinsetzen der Reaktion (1850-51) kehrte man 
allerdings nicht zu dem alten, auf dem Präventivprinzip basierten 
System zurück, sondern führte für die Presse das noch jetzt gel- 
tende Verantwortlichkeitsprinzip ein, das ein behördliches Ein- 
schreiten gegen ein Buch in jedem Falle erst nach dessen Erscheinen 
zulässig macht. Energische Repressivmassnahmen, verbunden mit 
einer besonders scharfen Gesetzgebung für Pressvergehn, sorgten 
aber noch lange dafür, dass sich der Druck auf das Buchgewerbe in 
Wirklichkeit nur verschob, ohne sich zu erleichtem. Dass auch 
äusserlich ein wesentlicher Fortschritt gegenüber den faktischen 
Zuständen vor der Revolution kaimi gemacht wurde, dürfte sich 
zeigen lassen. Um so klarer wird man die gewaltige Entwicklung 
erkennen, die sich in dem Zeitraum zwischen 1831 und 1848 in 
Sachsen wie in Deutschland vollzog, und deren Schilderung die 
folgenden Blätter gewidmet seien. 

Von den Beeörden 

Die bewährte Körperschaft, die in Leipzig von altersher die Auf- 
sicht über Bücher und Bücherverkehr ausgeübt hatte, war die 
Bücherkommission (BK^), die bis zur Bildung des ersten sächsischen 
konstitutionellen Ministeriums (1831) dem Kirchenrat (ursprüng- 
lich Oberkonsistorium) unterstellt geblieben. Noch waren die grol- 
lenden Beschlüsse nicht ergangen, die seit dem Spätherbst 1831 von 
' Sigle rein nach Bequemlichkeit. 
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Frankfurt aus die Regierungen verschiedener deutscher Mittel- und 
Kleinstaaten die Macht des Bundestags fühlen Hessen; noch war man 
auch in Sachsen selbst des neuen Kurses zu ungewiss und unge- 
wohnt; so erklärt es sich, dass man bei der gänzlichen Neuordnung 
der Verwaltung, die nun endlich erfolgte, die BK einstweilen dem 
Ministerium unterstellte, das hier als Ressortnachfolger des alten 
Kirchenrats erschien, dem Ministerium des Kultus und des öffent- 
lichen Unterrichts. Praktisch war die BK nichts viel andres als 
em Sonderkollegium des Rats der Stadt Leipzig (R), in dem erst 
seit Ende 1833 der Buchhändlerschaft durch zwei beratende Depu- 
tierte ein geringer Einfluss gesichert war. Die Universität, deren 
Zensurvollmacht über Manuskripte ursprüngHch in die Gerecht- 
same der BK miteinbegrüTen gewesen, hatte schon seit 1668, wenn 
auch keineswegs ihren Einfluss, so doch ihre Vertreter darin bis 
auf einen verloren; erst durch die Einrichtung eines Zensurkol- 
legiums bei der BK, in dem ausser zwei Stadträten zwei Professoren 
der Universität sassen (1831), war sie wieder mehr hervorgetreten. 
Die Befugnisse der BK erstreckten sich über alle Pressangelegen- 
heiten, mit Ausnahme der Ausübung der Strafgewalt imd der Manu- 
skriptzensur. Die letztre war vielmehr nach wie vor bei den ein- 
zelnen Zensoren, die aus dem Lehrkörper der Universität gewählt 
wurden. 

Die Ausübung der Manuskriptzensur war noch einfach genug. 
Dem Zensor war, trotz vieler Erleichterungen in der Praxis, eben 
schlechterdings jedes zu druckende Werk einzureichen. Etwa zu 
Beanstandendes wurde in freundlicher Übereinkunft gemildert, 
bzw. eliminiert, der Rest freigegeben. Das imprimatur des Zen- 
sors sicherte nach dem Bundespressgesetz von 1819 (§7) allen Be- 
teiligten — ausser dem Buche vmd dem Zensor selbst — Schutz vor 
jeder Verfolgung. Natürlich konnten auch Manuskripte ganz zu- 
rückgewiesen werden. In solchen und in Zweifelsfällen überhaupt 
traf das Ministerium die letzte Entscheidung. Die Zensurgebüh- 
ren betrugen seit mehr als einem halben Jahrhundert immer noch 
zwei gute Groschen für den Druckbogen und wurden auch bis 1848 
nicht erhöht, obwohl die verschiedenen " Erleichterungen" für den 
Zensor nur angespanntere und aufmerksamere Täügkeit brachten. 

Von Verlagsrechts- und Nachdrucksangelegenheiten abgesehn, 
war das eigentliche Tätigkeitsgebiet der BK die Ausübung der 
Druckzensur, d. h. die Überwachung aller zu beanstandenden Lit- 
eratur, die sich über oder gar von Leipzig aus in die deutschen Lande 
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ergiessen mochte. Selbstverständlich wurde schon damals alles, 
was das Auge des Zensors durchaus zu scheuen hatte, heimlich oder 
im Ausland gedruckt und konnte erst, wie etwa Börnes Briefe aus 
Paris 1)' oder Heines Vorrede zu den Französischen Zuständen 
2), verfolgt und von den Behörden gepackt werden, wenn es auf 
dem Markte erschien. Erfolgte eine Anzeige an die BK, so setzte 
sich diese durch Mitglieder ihres Zensurkollegituns mit dem etwa 
angeschuldigten Buchhändler direkt ms Vernehmen, und zwar in 
der Weise, dass es ihn zur Protokoüaufnahme auf die " Ratsstuben- 
stelle" beschied 3). Sie leitete also die Untersuchung, natürlich in 
steter Berührung mit ihrer vorgesetzten Behörde, dem Kultus- 
ministerium, bei dem die endgültige Entscheidung fiel. Die eigent- 
liche Urteilsfällung und Strafgewalt war dagegen wie von jeher bei 
der Ortsobrigkeit, dem R; doch darf man nicht vergessen, dass 
dieser Rat der Stadt Leipzig, seit 1831 aus gewählten Vertretern 
der Bürgerschaft bestehend, sich mehr denn je zur Wahrung der 
materiellen Interessen seiner Bürger berufen fühlen musste. Im 
übrigen hatte die BK vor allem für die gehörige Bekanntmachung 
von etwa erlassenen Verboten zu sorgen. Es geschah dies per 
patentum, ein Schriftstück, dem noch immer sämtliche Leipziger 
Kommissionäre — fast ein halbes Hundert im Jahre 1830 — ihr Visum 
zu geben hatten 4) ; femer aber erschien eine Bekanntmachung in 
der offiziellen Leipziger Zeitung, sowie seit 1834 eine entsprechende 
Anzeige in dem damals gegründeten " Börsenblatt für den deutschen 
Buchhandel," dem "Buchhäfidlerblatt," von dem die Akten eiiunal 
sprechen 5) ; doch scheint diese Doppelheit nicht regelmässig gewe- 
sen zu sehi. Von der BK erlassene Verbote forderten, dass dieser 
alle in Frage kommenden Zusendungen, auch unverlangte, einzu- 
reichen seien.' Die für den Übertretungsfall angedrohten Strafen, 
die bis zu sechs Wochen Gefängnis betragen konnten, waren meist 
nur Geldstrafen, doch immerhin noch ziemlich peinlich; so 1834, im 
Falle des Bundesverbots gegen die angebliche Firma Brunet, unter 
der bekaimtlich ein Teil von Börnes Pariser Briefen erschien, 
zwanzig Taler für jedes nicht abgelieferte Examplar 4), ebenso bei 
dem Verbot gegen Heideloff und Campe in Paris 5). 

Das sächsische Staatsgrundgesetz ist datiert vom 4. September 
1831; doch die wirkliche Reorganisation des Staates war kaum 1835 
beendet, wo die Gliederung Sachsens in die damaligen vier Kreis- 
direktionen, sowie die Verknüpfung der Städteordnungen von 1832- 
' Aktenbelege, s. Schluss des Artikels. 
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ZZ mit dem neuen Verwaltungssystem endgültig vollzogen wurde. 
Auch Leipzig wurde so 1835 Sitz einer Kreisdirektion (KD), die 
dem R alsbald manchen Groll verursachen sollte. Zugleich war 
man in Dresden endlich so weit, die Zensur- und Presspolizeiver- 
hältnisse zeitentsprechender zu reguheren. So erschien die Ver- 
ordnung vom 13. Oktober 1836 zusammen mit einer "Instruk- 
tion der Zensoren," die im wesentlichen allerdings nur die früheren, 
noch anwendbaren Bestimmungen erneut zimi Abdruck brachte. 
Warum nur das, erklärt sich leicht, denn zu einem neuen Gesetz 
hätte die Regierung ja an die Kammern gehen müssen, wogegen sie 
im Verwaltungswege ihr Ziel viel bequemer erreichen konnte. Die 
einschneidendste Neuerung war nämlich rein administrativer Art. 
Sie bestand in der nunmehr erfolgenden Unterstellung der 
gesamten Pressangelegenheiten imter das Ministeriima des Innern, 
also unter die eigentliche,, verwaltende "Regierung." Das war 
eine wesentliche Verschärfimg gegen früher. Doch kann man nicht 
sagen, dass es schon an sich notwendig Reaktion bedeutet hätte, 
denn die Entwicklung der Presse selbst machte einen solchen Schritt 
offenbar notwendig. Solange sich die deutsche periodische und 
sonstige Literatur begnügt hatte, schöngeistigen und fachwissen- 
schaftHchen Interessen zu dienen, so lange war es gut gewesen alles 
beim alten zu lassen. Doch war dies, seit Heine in seiner Nordsee 
den bekannten sarkastischen Vergleich zwischen englischem und 
deutschem Volksleben gemacht — in dem schon er den Tatsachen 
nachhinkte — doch erheblich anders geworden. Der Bundestag und 
mit ihm die Einzelregierungen mochten ja unter dem unmittel- 
baren Emdruck vom Hambacher Fest und andern Unruhen handeln, 
in Wahrheit passten sie sich selber nur wie hier Sachsen den ver- 
änderten Zeitumständen an, d. h. gerade der plötzUch gewaltig 
fortschreitenden Demokratisienmg und PoUtisierung der Massen, 
die sie bekämpften. 

In Sachsen wurde mit diesen Neuerungen das ganze Überwach- 
ungssystem zunächst nur weit komplizierter, und erst nach und 
nach auch wirkungsvoller. Die BK wurde endhch zu dem gemacht, 
was sie im Grunde schon lange war, nämlich zu emer Deputation des 
R, womit ihr aber zugleich jeder Einfluss auf die Druckzensur so 
gut wie entzogen war. Die Versuche des R, sich seinerseits gleich 
nach Inkrafttreten der neuen Verfügung (1. Januar 1837) einen 
wesentHchen Einfluss auf die Ausübung der Druckzensur zu sichern, 
scheiterte am Widerstände der Buchhändlerschaft und der Staat- 
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liehen Behörden^ Diese wurde vielmehr einem Zensurkollegium 
(CC) übertragen, das unter dem Vorsitz des Kreisdirektors bei der 
KD neu eingerichtet wurde. Es ist aber bezeichnend, dass dessen 
übergeordnete Behörde, das Ministerium des Innern, sich an das 
CC nur bei Nachdrucksangelegenheiten und allgemeinen Verord- 
nungen wandte, in Akten dagegen, die verbotene Schriften betref- 
fen, an die KD und zuweilen den Kreisdirektor selbst 6). Mittels 
der Druckzensur konnte das CC de iure alle politischen Sciriften 
unter zwanzig Bogen ausschliessen, die aus dem ausserdeutschen 
Ausland eingeführt wurden (Bundestagsbeschluss vom 5. Juli 
1832, erneuert (!) 18. Januar 1844); femer, wozu die Wiener Minis- 
terkonferenzen von 1833-34 die "Rechts"grundlage geschaffen, alle 
in andern Bundesstaaten zensierten Schriften, die in Sachsen nicht 
genehm waren; und schliessKch alle neu erscheinenden Verlagsar- 
tikel, unbeschadet vorgängiger sächsischer Manuskriptzensur, der 
letzte Punkt auf Grund der neuen Verordnung, die somit eine 
Nachzensur für Sachsen einführte. 

Wohl zu trennen vom Begriff der Druckzensur ist der der press- 
p)olizeilichen Strafgewalt. Diese blieb auch jetzt noch beim R; erst 
seit 1844 lag die Verfolgung aller "verbrecherischen" Schriften offi- 
ziell der Polizei ab. Der R hatte femer die Untersuchungsiunkti- 
onen der früheren BK zu übernehmen. Doch übte er sie nicht 
mehr relativ selbständig wie diese, sondern fast nur noch auf Ver- 
ordnung der KD hin, zu deren Exekutive er somit wurde. Prak- 
tisch bestanden diese Funktionen vor allem in der Aufsicht über 
von auswärts ankommende Bücherballen, von deren gefährlichem 
Inhalt man schon vorher auf der KD aus irgend einer Quelle ver- 
ständigt war, sowie im Halten von Nachsuchungen bei ange- 
schuldigten Kommissionären und deren Vemehmung. Über die 
Ergebnisse seiner Bemühungen hatte der R in jedem Falle der KD 
Bericht zu erstatten, die sich dann meist — und sicher, wo ein 
politisches Interesse in Frage kam — gutachtlich an das Ministerium 
wandte, um diesem die Entscheidung zu überlassen (so unbedingt 
bei Konfiskationen). Die Obrigkeit, die denmach mit dem Kom- 
missionär verkehrte, war allein der R, der auch dessen Rekurs und 
sonstige Eingaben entgegennahm und der KD weiterreichte. Seit 
Anfang der vierziger Jahre nahm nun bekanntlich kommunistische, 
sozialistische und revolutionäre Literatur in Vers und Prosa mehr 

' Vgl. Lorck aao. p. 64. L. verkennt offenbar das Motiv des Rates, nämlich 
einfach seine frühere Autorität zu wahren. 
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und mehr in Buchhandel zu. So bildete sich mit 1844 der Begriff 
der "verbrecherischen" Schriften heraus, zu deren Ausschliessung 
die KD logischerweise ausser dem R auch das Polizeiamt bemühte 
7). Ergaben dessen Nachforschungen Material, worauf eine Aa- 
klage zu basieren war, so gingen die Akten an das "Vereinigte Cri- 
minal-Amt der Stadt Leipzig" 8). Die KD blieb bei alle dem die 
Zentralstelle, über die alle Beteiligten sich verständigen konnten. 

Auch in der Manuskriptzensur ging die gute alte Zeit zu Ende. 
Die Zensoren, die ja bisher unter dem Ministerium direkt gestanden 
hatten, wurden nimmehr dem CC angegliedert, was allein schon 
ihre Unabhängigkeit stark beeinträchtigen musste. Sie erhielten 
den Titel "Zentralzensor"; der dazu tretende Lokalzensor für aller- 
lei örtliche Kleinigkeiten ist für uns von keiner Bedeutung. Die 
Haupttätigkeit der Zensoren bestand einstweilen noch immer in 
der Zensurierung von zu druckenden Manuskripten. Zugleich fun- 
gierten sie bei der Überwachung der Druckliteratur als Sachver- 
ständige für das CC, soweit sich eben der Kreisdirektor, bzw. seine 
Regierungsräte von ihnen Rats erholen mochten 9). Schliesslich 
dienten sie noch mit verschiedenem Diensteifer als Rechercheure, 
die über die Ausführung der Verordnungen der KD wachten und 
überhaupt Informationen sammelten, die für die KD von Inter- 
esse sein konnten 9a). 

Man sieht, der Mechanismus war wohl fein genug gearbeitet, 
und bis er nicht von der Revolution ganz zum alten Eisen geworfen 
wurde, hat man in Sachsen trotz aller Kammerverhandlungen und 
Buchhändlerdeputationen wenig Veranlassvmg genommen an ihm 
herumzubessern. Die schon genannten Zensurerleichtenmgen von 
1838 imd 1841, durch die Etiketten und ihresgleichen, bzw. die 
alten Klassiker u. a. m. frei wurden, bedeutete natürlich auch eine 
längst nötig gewordene Energieerspamis auf Seiten der Zensurbe- 
amten, die sich so ihrer eigentlichen Aufgabe lun so intensiver 
widmen konnten. Nicht viel anders zu verstehen ist das Gesetz 
vom 5. Februar 1844, durch das die Zensur von Schriften über 
zwanzig Bogen "aufgehoben" wurde; wir werden noch sehen, in 
welchem Smne. Der einzige Fortschritt war die Bestimmung, dass 
somit zensurfreie Schriften erst unmittelbar vor ihrer Ausgabe und 
Versendung in einem Exemplar der KD einzureichen seien.' Fak- 

• Vgl. Goldfriedrich aao. IV, 246. G.'s angabea sind unvollständig. Es 
gelang der zweiten Kammer und den Vertretern des Buchhandels die Forder- 
ung der Regierung, die eine Frist von 24 Stunden zwischen Einreichung des 
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tum ist jedenfalls, dass sich die Zensurakten gegen Schluss des 
Zeitraums in erschreckender Weise mehren. 

Es ist selbstverständlich, dass eine Einrichtung wie die Zensur 
nur existieren konnte, wenn ihr die gesamte Staatsverwaltung ihre 
Unterstützung schenkte. Es wurden dazu man kann wohl sagen 
alle sächsischen Verwaltungs- und Verkehrsbehörden herangezo- 
gen, so das Hauptsteueramt, bzw. die Oberzollinspektion zu Leip- 
zig, sowie in spätrer Zeit die Postverwaltungen und wiederum die 
Obrigkeiten der Amtshauptmannschaften bis zu den Landgendar- 
men henmter 10). Das System hätte sich aber trotzdem kaimi 
halten körmen, wenn sich nicht nach und nach auch die grössern 
Bundesstaaten immer nachdrücklicher unterstützt hätten. Das 
geschah gewöhnlich im diplomatischen Wege, denn Geheimagenten, 
Artikel der Presse, beschlagnahmte Korrespondenzen oder auch die 
Aussagen aufgegriffener Revolutionäre gaben immer neue Finger- 
zeige 11). Es geschah auch durch Zirkulamoten auf dem Bundes- 
tage 12), und schliesslich, indem man die bekannten allgemeinen 
Bundesverbote gegen gewisse Schriften oder Verlage durchsetzte. 
Besonders zeichnete sich auch in Dresden der preussische Gesandte 
aus, der zumal in den letzten Jahren vor 1848 immer wieder in den 
Akten erscheint 11). Das Interesse Preussens erhellt daraus, dass 
es immer wieder in Erfahrung zu bringen sucht, welche preussischen 
Buchhändler (Sortimenter) in der Versendeliste des von ihm denun- 
zierten Leipziger Kommissionärs aufgeführt seien, und nicht immer 
war es dabei- erfolglos 13). Preussen als grösster Staat Nord- 
deutschlands hatte im Leipziger Kommissionsgebiet natürlich das 
meiste zu fürchten. Wenn Österreich zurücktritt, so liegt das wohl 
daran, dass es durch den Bundestag seine Wünsche viel weiter hör- 
bar machen konnte. Auch half es sich durch Gesamtverbote ihm 
feindlicher Verlage (wie 0. Wigand) viel energischer. Anders ver- 
hielten sich einige thüringische Kleinstaaten, z. B. Altenburg, wo 
man seit 1831 auch eine Verfassimg hatte tmd von einem strengen 
Vorgehn wohl mehr Unheil erwartete als von "verbotenen" Schrif- 
ten. Die RoUe Hamburgs ist bekannt und kennzeichnet sich von 
neuem, wenn es z. B. das gemeinsame Verlangen Preussens und 

Pflichtexemplars und Ausgabe der Schrift verlangte, aus dem Gesetz zu 
entfernen. Vgl. auch Gegenwart, V, 574 f., sowie Lorck aao. p. 70 f. 
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Sachsens gegen den anarchistischen Schriftsteller Wilhelm Marr' 
vorzugehn, ruhig ablehnte 14). Auch die dänische Regierung, 
unter deren Zensur in Holstein Julius Campe so viel Schönes heraus- 
brachte, zeigte sich sehr vorurteilsfrei; so auch später noch im 
Falle Allhusen, eines Kommunisten (1853), obwohl Sachsen ebenso 
wie Preussen oder Österreich ein scharfes Vorgehn wohl gern geseh- 
en hätten 15). Zu diesem Verkehr der Ministerien gesellte sich 
ein direkter Verkehr zwischen den Unterbehörden der einzelnen 
Staaten. So kommt es Januar 1847 vor 16), dass sich das Polizei- 
präsidium zu Berlin unmittelbar an den R in Leipzig wendet mit 
einer Nachricht, die in der Tat zur Beschlagnahme eines Ballens 
revolutionärer Bücher führte. In ähnlicher Weise hatte schon 1834 
in der Sache gegen "Brunet" die Kurhessische Polizei in Hanau der 
Leipziger BK ihre Arbeit zu erleichtem gesucht 17). Ein andrer 
Fall betrifft einen württembergischen Zollinspektor in Friedrichs- 
hafen 18), der vor lauter Diensteifer zuzeiten das Leipziger Haupt- 
steueramt kaum zur Ruhe kommen liess (Ende 1846). Natürlich 
wandte man sich nicht nur an einander um Nachricht zu geben, 
sondern auch zu empfangen 19). So behandelte man sich, von 
einigen Kleinstaaten abgesehen, heir also schon lange als Liland, 
als der Bundestagsbeschluss vom 18. Februar 1847 erschien, der 
bei Anlass des Verbots des Literarischen Instituts zu Herisau 
strenge Kontrolle durch die Grenz- und Zollbehörden empfahl und 
beim Auftauchen ähnlicher Unternehmungen sofortige Mitteilung 
von den einzelnen Staaten verlangte. 

Übel war es, dass sich die Behörden auch von Privatpersonen 
Denunziationen zugehn liessen, und es wurde mit den Jahren nur 
schlimmer. Die sächsische Regierung muss hier blind gewesen sein, 
denn schliesslich setzte sie in einer Verordnung vom 22. April 
1847 direkt Prämien von 20 bis 100 Talem auf die Denunziation 
"aufrührerischer" Schriften.^" Durch solche Missgriffe war es 
nämlich möglich, auch ganz loyale Buchhändler in Verdacht zu 
bringen und damit schliesslich auf die Seite der Unzufriedenen zu 
drängen. So passierte im November 1847 in Leipzig folgendes 20). 
Der Buchliändler Kori, selber einer der schlimmsten Verbreiter 
verbotener Bücher, übergab einem Registrator der KD "im Ver- 

' In den Akten Marx, durch offenbare Venvechslung (schon 1847) ; da sein 
Werk, "Das Junge Deutschland in der Schweiz" genannt wird, war die Identi- 
fizierung gegeben. Vgl. John Spargo, Karl Marx, His Life and Work, New 
York 1910, 237 f. 

'»Flathe, aao. p. 557. 
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trauen" ein Buch mit dem Titel "Einiges über teutschen ServiKs- 
mus und Liberalismus," New York (von Karl Heinzen nämlich), 
und versicherte dabei, es seien 800 Exemplare davon angekommen, 
befänden sich aber nicht im buchhändleriscben Verkehr, sondern in 
Privathänden; der Inhalt wird als "ganz exorbitant" bezeichnet. 
Sofort wurden von der KD dem Polizeiamt Nachsuchungen anbe- 
fohlen, die aber nur das Resultat hatten, dass bei dem sonst gut 
beleumdeten Buchhändler Schreck drei Exemplare einer andern 
verbotenen Schrift in verschlossenem Paket mit falscher Waren- 
rechnung (Faktur) gefunden wurden. Schreck entging zwar einer 
Bestrafung, geriet aber auf die Schwarze Liste 21). Die Erklärung 
ist offenbar diese: entweder war vom teutschen ServiUsmus kein 
Exemplar weiter angekommen, oder der Vertrieb war bereits, 
höchst wahrscheinHch durch Kori selbst 22), völlig erledigt. Kori 
riskierte also gamichts, konnte aber sicher sein, dass ihm die Takt- 
losigkeit der Behörden alsbald eine Reihe neuer Freunde zuführen 
würde, ein Ziel, das er auch erreichte 23). Grotesk wirkt das 
Ganze, wenn man bei Vergleicbung der Akten sieht, dass zu dersel- 
ben Zeit ein Verfaliren gegen Kori schwebte, in dem die KD zuge- 
standenermassen nicht einmal den Namen des Denunzianten wuss- 
te. Kori wurde aus diesem Grunde vom Kriminalamt offenbar 
freigesprochen 24). Doch nicht jedem war es gegeben," so keck 
mit den Behörden zu spielen wie Wilhelm Kori, auch Fälle über- 
grosser Ängstlichkeit kommen vor. Sc reichte Ende 1845 ein 
Drucker dem Zensor Bülau die ersten zehn Bogen einer Schrift 
ein, "Maria Steüa'.' betitelt, die nach vollendeter Drucklegung über 
zwanzig Bogen stark geworden wäre, also nach dem Gesetz von 
1844 keiner Druckerlaubnis mehr bedurft hätte 25). Die Drucker- 
laubnis wurde verweigert, und, da man nicht erwarten konnte, dass 
der Verleger, Wilhelm Jurany, sich dieser Willkür ohne weiteres 
fügen werde, sogleich die provisorische Beschlagnahme verhängt. 
Es war ein Schulbeispiel, und wir werden uns bei der Fülle von 
Situationen, die sich daraus entwickelten, bald und noch öfter damit 
zu befassen haben. 

So viel wäre zu sagen über den Bau des Systems, mit dem die 
sächsische Regierung den Buchhandel Leipzig-Deutschlands zu 
überwachen imd in Schranken zu halten suchte. So viel auch über 
die Unterstützung, die das System von amtlicher wie von nicht- 
amtlicher Seite erfuhr. Es fragt sich nun vor allem, wie es prak- 
tisch arbeitete, zu welchen Bedrückungen es wirkHch führte, und 
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wie der Buchhandel selbst der ganzen Einrichtung theoretisch und 
praktisch gegenüberstand." {To he continued). 

H. W. Nordmeyer. 
University of Illinois. 

" Die im Vorstehenden verwerteten Akten, im Lamprechtschen Institut zu 
Leipzig beändlicli, sind nach einer daran vorgenommenen Neunumerierung 
zitiert. Faszikel 394, Stücke von 1832-34 umfassend, betrifft die Firmen 
HeidelofE &• Campe und Brunei in Paris; Faszikel 407 (1843-44) den Buch- 
händler F. Volckmar zu Leipzig wegen Ruge's ".\nekdota zur neuesten Phil- 
osophie und Publizistik"; Faszikel 306 (1845-46) Verlagsaxtikel des Literarischen 
Comptoirs in Zürich und Winterthur; Faszikel 368 (1841-44) eine Nachdrucks- 
angelegenheit; Faszikel 385 (1846-48) verschiedene Schweizerische Verlage; 
Faszikel 310 (1845-47) "Maria SteUa," in W. Juran/s Verlag; Faszikel 395 
(1847-48) den Verlag Jenni Sohn in Bern (Feuerbach, Börne u. a.); Faszikel 
303 (1850-54) den Kommunisten AUhusen. 
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